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In zwei neuen Urteilen hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR) einen substanziellen Schutz für das Recht von Journalisten auf
Geheimhaltung ihrer Quellen gemäß Art. 10 der Konvention gewährt. Die
Rechtssache Voskuil gegen die Niederlande betrifft die Behauptung von Herrn
Voskuil, dass ihm das Recht auf Geheimhaltung seiner Quelle für zwei Artikel, die
er für die Zeitung „Sp!ts“ geschrieben hatte, vorenthalten wurde und dass er für
mehr als zwei Wochen inhaftiert wurde, um ihn zur Preisgabe zu zwingen. In
einem Berufungsverfahren gegen drei Personen wegen Waffenhandels war
Voskuil als Zeuge der Verteidigung geladen worden. Das Gericht forderte den
Journalisten auf, im Interesse der Angeklagten und der Integrität von Polizei und
Justiz die Identität einer Quelle bekannt zu geben. Voskuil berief sich auf sein
Schweigerecht ( zwijgrecht ), und das Gericht ordnete daraufhin seine sofortige
Festnahme an. Nur zwei Wochen später hob das Berufungsgericht den Haftbefehl
auf. Es vertrat die Ansicht, dass der von dem Antragsteller veröffentlichte Bericht
nicht plausibel sei und dass die Behauptung Voskuils für den Waffenhandel-
Prozess nicht mehr von Interesse sei. Voskuil klagte in Straßburg wegen
Verletzung seiner Meinungsfreiheit und der Pressefreiheit gemäß Art. 10 der
Konvention. Der EGMR erinnerte daran, dass der Schutz der journalistischen
Quellen eine der Grundvoraussetzungen der Pressefreiheit sei, was sich auch in
verschiedenen internationalen Rechtsinstrumenten widerspiegele, zum Beispiel in
der Empfehlung Nr. R (2000) 7 des Ministerkomitees des Europarats. Ohne diesen
Schutz könnten Quellen davon abgehalten werden, der Presse Informationen über
Angelegenheiten von öffentlichem Interesse zu liefern, und dadurch könne die
vitale öffentliche Kontrollfunktion der Presse untergraben werden. Die Anordnung,
eine Quelle preiszugeben, könne nur dann gerechtfertigt sein, wenn ein
übergeordnetes öffentliches Interesse bestehe. Insbesondere war der EGMR
betroffen, wie weit die niederländischen Behörden zu gehen bereit waren, um die
Identität der Quelle zu erfahren. Derartig weitreichende Maßnahmen könnten
diejenigen, die wahre und genaue Informationen über Fehlverhalten besitzen, nur
entmutigen, diese in Zukunft der Presse mitzuteilen. Der EGMR befand, dass das
Interesse der Regierung an der Identität der Quelle des Journalisten nicht
ausgereicht habe, um sich über sein Interesse an der Geheimhaltung
hinwegzusetzen. Daher habe ein Verstoß gegen Art. 10 vorgelegen.
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Die andere Rechtssache betrifft den Journalisten H. M. Tillack, der wegen einer
Verletzung seines Rechts auf Quellenschutz durch die belgischen Behörden
klagte. Tillack, der in Brüssel für das Wochenmagazin „Stern“ arbeitet, wurde
verdächtigt, einen Beamten bestochen und ihm EUR 8.000 für die Herausgabe
vertraulicher Informationen über laufende Untersuchungen bei den europäischen
Institutionen gezahlt zu haben. Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung
OLAF eröffnete ein Untersuchungsverfahren, um Tillacks Informanten zu
identifizieren. Nachdem die Untersuchung durch OLAF nicht dazu führte, die
undichte Stelle zu enttarnen, wurden die belgischen Gerichte aufgefordert, eine
Untersuchung wegen Verletzung des Berufsgeheimnisses und
Beamtenbestechung zu eröffnen. Am 19. März 2004 wurden Tillacks Wohnung
und sein Arbeitsplatz durchsucht und beinahe seine gesamten Arbeitspapiere und
Werkzeuge beschlagnahmt und versiegelt (16 Kisten Papier, zwei Aktenkisten,
zwei Computer, vier Mobiltelefone und ein Metallschrank). Tillack reichte Klage
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ein, nachdem der belgische
Oberste Gerichtshof seine Klage gemäß Art. 10 der Konvention abgelehnt hatte.
Der EGMR unterstrich, dass das Recht eines Journalisten, seine Quellen nicht zu
preiszugeben, nicht als reines Privileg gewertet werden kann, das je nach
Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit der Quellen gewährt oder entzogen
werden kann, sondern vielmehr fester Bestandteil des Rechts auf Information sei
und mit äußerster Vorsicht behandelt werden müsse, erst recht im Falle des
Antragstellers, da er aufgrund vager, unbestätigter Gerüchte verdächtigt wurde,
wie nachträglich dadurch bestätigt wurde, dass es nicht zu einer Anklage kam.
Der EGMR zog auch die Menge des beschlagnahmten Eigentums in Betracht und
kam zu dem Schluss, dass die Gründe der belgischen Gerichte selbst dann, wenn
sie „relevant“ gewesen wären, nicht als Rechtfertigung für die strittigen
Durchsuchungen ausgereicht hätten. Der Menschenrechtsgerichtshof befand
daher, dass ein Verstoß gegen Art. 10 der Konvention vorgelegen habe.

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (Dritte
Sektion), Rechtssache Voskuil gegen die Niederlande, Antrag Nr.
64752/01 vom 22. November 2007

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (Zweite
Sektion), Rechtssache Tillack gegen Belgien, Antrag Nr. 20477/05 vom
27. November 2007
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